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Die AWO-ISS Langzeitstudie

Am 6. November 2019 präsentierte das Frankfurter 
Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. in 
Berlin die Ergebnisse einer bundesweit einmaligen 
Langzeitstudie zur Kinder- und Jugendarmut (ISS 
2019). Im Rahmen dieser Studie konnten junge Er-
wachsene, die bereits 1997 in AWO-Kitas erfasst 
wurden, nun erneut zu ihrer Lebenssituation befragt 
werden. Im Fokus dieser Studie stehen Lebenslagen 
und Armutsfolgen.

Die Studie belegt, dass Armut mit Einschränkungen 
in sozialen Teilhabemöglichkeiten verbunden ist: 
„als Benachteiligung in Bildungsinstitutionen und am 
Arbeitsmarkt, als mangelnde Partizipationschancen 
an gesellschaftlichen Konsumstilen durch fehlende 
Konsumgüter und Aktivitäten, als fehlender Zugang 
zu sozialen Netzwerken, Einschränkungen in sozia-

len Beziehungen bis hin zur sozialen Isolation“. (ebd., 
24) Gerade für armutsbetroffene Familien mit Kindern 
ist der Alltag durch eine starke Begrenztheit der Mög-
lichkeiten (vor allem in der Freizeitgestaltung) belas-
tet. Entsprechend besteht nach Einschätzung des 
ISS der Bedarf nach einer größeren finanziellen Un-
terstützung. Dieser ist durch das seit 2011 bestehen-
de Bildungs- und Teilhabepaket offensichtlich nicht in 
ausreichendem Maße gewährleistet. Das ISS fordert 
stattdessen die Einführung einer Kindergrundsiche-
rung und setzt sich dafür ein, die soziale Infrastruktur 
zu stärken, zu verzahnen und präventiv auszurichten. 
Denn die Art und Weise, wie soziale Infrastruktur auf-
gestellt ist und wie Zugänge zu ihr geregelt sind, ent-
scheidet neben den monetären familienpolitischen 
Leistungen zentral über die Teilhabechancen von 
Kindern und Jugendlichen.

Bildungs- und Teilhabepaket: Entstehung und Fallstricke

Das Bundesverfassungsgericht beauftragte 2010 
die damalige Bundesregierung, das soziokulturel-
le Existenzminimum für Kinder und Jugendliche in 
sachgerechter und transparenter Form zu regeln. Vor 
diesem Hintergrund wurde 2011 das Bildungs- und 
Teilhabepaket (BuT) eingeführt, welches sechs Teil-
bereiche umfasst. Diese sechs Teilbereiche waren 
laut eines aktuellen Berichtes des Ministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW 
(MAGS 2019: 6) im Jahr 2018 im Land NRW mit Aus-
gaben in folgender Höhe verbunden:

1.	gemeinschaftliche Mittagsverpflegung:  
76,5 Mio. EUR

2.	Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf:  
42,3 Mio. EUR

3.	Lernförderung: 32,5 Mio. EUR

4.	ein- und mehrtätige Ausflüge und Fahrten in Kitas 
und Schulen: 31,4 Mio. EUR

5.	Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der 
Gemeinschaft: 9,1 Mio. EUR

6.	Aufwendungen für die Schülerbeförderung:  
0,5 Mio. EUR

Das BuT beruht in seiner Grundkonstruktion auf ei-
nem Misstrauen gegenüber einkommensarmen El-
tern. Denn die errechneten Mindestbeiträge für eine 
soziale und kulturelle Teilhabe wurden nicht direkt an 
leistungsberechtigte Eltern ausgezahlt, weil man be-

fürchtete, dass diese Fördermittel von Eltern zweck-
entfremdet würden. Stattdessen wurde eine eigene 
Förderbürokratie geschaffen, nach der Leistungen 
erst auf der Grundlage von – zum Teil sehr aufwen-
digen – Anträgen an die Eltern ausgezahlt werden. 
Die hiermit verbundene Bürokratie führte von Anfang 
an dazu, dass viele eigentlich Leistungsberechtigte 
ihre Leistungen gar nicht in Anspruch nahmen. Eine 
aktuelle Expertise der Paritätischen Forschungsstelle 
belegt beispielsweise für das Leistungssegment der 
sozialen und kulturellen Teilhabe, dass von den Leis-
tungsberechtigten nur „maximal jede*r siebte von die-
sen Leistungen profitiert“ (DPWV 2019). D.h. 85  % 
aller Leistungsberechtigten kommen nicht in den Ge-
nuss einer Förderung, die ihnen nach dem Gesetz 
eigentlich zustünde und eine „Teilhabe am sozialen 
und kulturellen Leben“ ermöglichen würde.

Im Zuge der Einführung des BuT gab es zahlreiche 
konterkarierende Effekte. Zuvor gewährte pauschale 
städtische Subventionierungen z.B. von Essensver-
pflegung wurden zurück genommen, um über das 
BuT Bundesmittel in Anspruch nehmen zu können 
(vgl. Geene 2019, 43ff.). Ehemals günstigere Ange-
bote (z.B. Mitgliedsbeiträge in Sportvereinen) wurden 
im Hinblick auf das BuT gezielt verteuert. Komplexe 
Antragsverfahren führen bei den leistungsberechtig-
ten Familien zu einer demütigenden Offenlegung der 
eigenen Lebenssituation und zu vielfältigen Stigma-
tisierungseffekten. Verfahren der Antragstellung in 
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Jobcentern sind für die Zielgruppe vielfach abschre-
ckend oder zuständige Sachbearbeiter schlicht nicht 
erreichbar.

Das Bildungs- und Teilhabepaket ist nicht zuletzt in-
sofern fragwürdig, als es mit immensen Verwaltungs-
kosten verbunden ist. Schätzungen gehen davon 
aus, dass die Bürokratiekosten etwa ein Drittel der 

Gesamtkosten betragen (Geene 2019, 43). Nach 
einem aktuellen Bericht des MAGS NRW wurden im 
Jahr 2018 insgesamt 192 Mio. € für Leistungen des 
Bildungs- und Teilhabepaketes ausgegeben (MAGS 
2019, 3). Die finanziellen Mittel zur Verwaltung des 
BuT sind dementsprechend mit rund 64 Mio. € jähr-
lich allein in NRW zu veranschlagen.

Bildungs- und Teilhabepaket: Dringende Handlungsbedarfe der Kommunen

Mit dem „Starke-Familien-Gesetz“ wurden zum 1. Au-
gust 2019 einzelne Leistungen des BuT erhöht (z.B. 
Erhöhung des „Schulstarterpaketes“ von 100 € auf 
150 € jährlich) und einige bürokratische Hürden ab-
gebaut. Es bleibt zu hoffen, dass die Kommunen die 
ihnen nun offen stehenden Möglichkeiten der Ent-
bürokratisierung konsequent nutzen, Eltern proaktiv 
über ihre Anspruchsberechtigungen informieren und 
somit höhere Inanspruchnahmen erreicht werden. 
Dies kann nur erreicht werden,  wenn die Verwaltung 
der Bildungs- und Teilhabeleistungen konsequent 
von den Jobcentern auf die Kommunen übertragen 
wird. Konkrete Möglichkeiten der Entbürokratisierung 

liegen zum Beispiel in einer Lockerung des Sachleis-
tungsprinzips. Einige Leistungen können nun auch 
durch Direktzahlungen erbracht werden. Für Schulen 
bieten sich Erleichterungen beim Abrechnungsver-
fahren über die Möglichkeit von Sammelabrechnun-
gen. 

Eine langfristig zufriedenstellende Lösung wurde mit 
dem Starke-Familien-Gesetz freilich nicht erreicht, 
denn die Denkweise des Misstrauens wird fortge-
schrieben. Der stigmatisierende Charakter des BuT 
kann zwar abgemildert, aber nicht aufgehoben wer-
den, denn er ist ihm immanent.

Kindergrundsicherung

Die Arbeiterwohlfahrt plädiert, wie andere Wohl-
fahrtsverbände auch, stattdessen dafür, verschie-
dene Leistungen wie das Kindergeld, den Kinder-
zuschlag, Regelsätze für Kinder sowie Leistungen 
des Bildungs- und Teilhabepaketes in einer Kinder-
grundsicherung zu bündeln und stigmatisierungsfrei 
pauschal auszuzahlen. Mit der Kindergrundsicherung 
wäre nur noch eine Behörde zuständig, die Beantra-
gung würde für Eltern erheblich vereinfacht und arme 
Kinder würden besser unterstützt. Die AWO Nieder-
rhein teilt allerdings die Auffassung des Deutschen 

Vereines, dass die Einführung einer Kindergrundsi-
cherung ressortübergreifendes Handeln zwingend 
voraussetzt und  hierbei Schnittstellen zum Unter-
haltsrecht, zum Steuerrecht und zum SGB II zu be-
rücksichtigen sind. (NDV 2019, 460f.) Angesichts der 
Komplexität des Reformvorhabens ist es nur mittel-
fristig erreichbar. Kurzfristig stehen die Kommunen in 
der Pflicht, konsequent auf eine erhöhte Inanspruch-
nahme der Leistungen des Bildungs- und Teilhabe-
paketes hinzuwirken.

Strukturförderung

Mindestens ebenso entscheidend für eine wirksa-
me Bekämpfung der Kinderarmut wie die Einführung 
einer Kindergrundsicherung ist eine kinder- und ju-
gendfreundliche Strukturförderung. Frühe Hilfen, Kin-
dertagesstätten, allgemeinbildende Schulen sowie 
Angebote im Übergang von Schule und Beruf sind, 
insbesondere in sozial belasteten Stadtteilen, auf 
eine finanziell solide Basis zu stellen. Die allerorten 
spürbare Kluft zwischen privatem Reichtum und öf-
fentlicher Armut (man denke nur an den baulichen Zu-
stand vieler Schulen) muss endlich geschlossen wer-

den. Konkrete Maßnahmen wie die Beitragsfreiheit in 
Kindertagesstätten, eine auskömmliche Finanzierung 
der Offenen Ganztagsschulen und eine flächende-
ckende Ausstattung aller Schulen mit Schulsozialar-
beit würden die Kluft zwischen Arm und Reich schon 
im Kindesalter spürbar mildern. Profitieren würden 
davon insbesondere vulnerable Personengruppen 
wie Alleinerziehende oder Familien, deren Eltern im 
Niedriglohnsektor arbeiten und deren Einkünfte nur 
knapp über den Hartz IV-Regelsätzen liegen.
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In diesem Kontext ist die nur in NRW vorzufindende 
Konstruktion zu kritisieren, dass rund 1.900 Schul-
sozialarbeiter*innen in NRW offiziell von der Landes-
regierung als „Bildungs- und Teilhabeberater*innen“ 
bezeichnet werden, obgleich Beratungen zum BuT 
immer nur einen geringfügigen Teil ihres umfassen-
den Aufgabenspektrums ausmachten. Hintergrund 
dieser eigenartigen Konstruktion ist ein Förderpro-
gramm des Landes NRW in Höhe von 47,7 Mio. EUR 
jährlich, welches in die Lücke einer aus BuT-Mitteln 

gestützten und vom Bund 2013 beendeten Finan-
zierung der Schulsozialarbeit sprang und aktuell bis 
2022 befristet ist. Das komplexe Aufgabenspektrum 
der Schulsozialarbeit ist für ein funktionierendes Bil-
dungssystem aber unerlässlich und inhaltlich vom 
Bildungs- und Teilhabepaket zu entkoppeln. Die Fi-
nanzierung der ehemals BuT-finanzierten Schulso-
zialarbeit in NRW ist deshalb dringend zu entfristen 
und auskömmlich zu gestalten.

Fazit

1.	 Eine auskömmliche, flächendeckende und unbefristete Strukturförderung aller Angebote der 
Bildung und Teilhabe von der Geburt bis zum Eintritt in den Beruf ist für eine wirksame Bekämp-
fung der Kinderarmut von grundlegender und vorrangiger Bedeutung.

2.	 Das BuT verfehlt seine Ziele, erzeugt immense Bürokratiekosten und stigmatisiert einkommens-
arme Familien. Die von der AWO und anderen Wohlfahrtsverbänden geforderte Einführung einer 
Kindergrundsicherung würde das Bildungs- und Teilhabepaket überflüssig machen und muss 
konsequent verfolgt und politisch umgesetzt werden, ist aber angesichts der Komplexität die-
ses Reformansatzes ein nur mittelfristig erreichbares Vorhaben. 

3.	 Bis dahin sind auf kommunaler Ebene Politik (Jugendhilfeausschüsse, Sozialausschüsse, Räte) 
und Verwaltung aufgefordert, alle Maßnahmen zur Entbürokratisierung des BuT, die das Star-
ke-Familien-Gesetz bietet, voll auszuschöpfen und sich proaktiv und mehrgleisig für eine stär-
kere Inanspruchnahme der Leistungen zur sozialen und kulturellen Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen einzusetzen.

4.	 Die ursprünglich aus BuT-Mitteln und inzwischen vom NRW Landesprogramm „Soziale Arbeit 
an Schulen“ mit jährlich rund 47,7 Mio. EUR finanzierten Stellen der Schulsozialarbeit sind zügig 
zu entfristen, auskömmlich zu finanzieren und vom Bildungs- und Teilhabepaket zu entkoppeln.
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